
Präsident Dieckmann:
Die 11. Vollsitzung der Provisorischen Volkskammer 

ist eröffnet.
Den Abgeordneten liegt der Vorschlag der Tages­

ordnung vor. Bevor ich in die Beratungen eintrete, 
möchte ich zunächst meiner Freude darüber Ausdruck 
geben, daß wir wiederum als unsere Ehrengäste die 
Vertreter der Sowjetischen Kontrollkommission und 
verschiedener diplomatischer Missionen in unserer 
Mitte begrüßen können. Ich heiße die Herren auf das 
herzlichste wülkommen.

(Beifall)
An der heutigen Sitzung sind wegen Krankheit und 

aus anderen zwingenden Gründen an der Teilnahme 
folgende bisher hier gemeldete Abgeordnete verhindert: 
Ministerpräsident Otto Grotewohl, Minister Handke, 
Minister Dertinger, Bruschke, Frau Eppinger, Dr. 
Fischer, Krauspenhaar, Frau Kuckhoff, Hermann 
Müller, Oelßner, Prof. Polak, Richard Schmidt, Dr. 
Wirth, Hennecke, Braun, Schultheiß, Wolfgang Ulrich, 
Teubert, Rücker, Rambo, Leopold Becker, Wittenburg, 
Prof. Abendroth, Bredel, Prof. Havemann, Bernhard 
Kellermann, Prof. Rienäcker, Prof. Sedlaczek, Prof. 
Stubbe, Arnold Zweig, Zänkner, Frau Dr. Ruschmann, 
Richard Richter, Dr. Koltzenburg, Homann, Frau Goos­
mann, Dallmann, Heidenreich, Vieweg, Frau Friedei 
Becker, Mewis, Hans Müller.

Nachträglich bitte ich davon Kenntnis zu nehmen, 
daß in der gestrigen Sitzung des Hauses Herr Minister 
Knabe, Dresden, wegen Krankheit entschuldigt war. 
Er nimmt heute wieder an unserer Sitzung teil.

Zur Tagesordnung bitte ich von folgendem Kenntnis 
zu nehmen: Dem Hause liegt als Drucksache Nr. 47 eine 
Anfrage der LDP-Fraktion vor. Die Regierung hat 
noch keine endgültige Erklärung darüber abgegeben, 
wann sie in der Lage ist, diese Anfrage zu beant­
worten. Infolgedessen kann nach den Bestimmungen 
der Geschäftsordnung diese Anfrage heute hier nicht 
behandelt werden.

Weiter ist dem Hause ein Antrag der Fraktion der 
CDU — Drucksache Nr. 49 — zugegangen. Die Fraktion 
hat beantragt, diesen Antrag zum Dringlichkeitsantrag 
zu erklären. Ich frage das Haus, ob Bedenken dagegen 
bestehen und ob Einwendungen dagegen erhoben 
werden. Auf Beschluß der Mehrheit der Volkskammer 
ist es nach § 30 der Geschäftsordnung zulässig, solche 
Anträge als dringlich zu erklären und auf die Tages­
ordnung zu setzen. Wenn das Haus damit einver­
standen ist und sich kein Widerspruch dagegen erhebt, 
wird diese Drucksache Nr. 49 als dritter Punkt in die 
Tagesordnung eingefügt.

Ich habe zur Tagesordnung einen weiteren Vor­
schlag zu machen. Die Regierung hat dem Präsidium 
der Volkskammer einen Vorschlag zur Wahl der wei­
teren Mitglieder des Obersten Gerichtshofes der Deut­
schen Demokratischen Republik vorgelegt.

Ich verlese das Schreiben des Stellvertretenden 
Ministerpräsidenten, Herrn Ulbricht, das beim Präsi­
dium eingegangen ist:

Nach Artikel 131 Abs. 1 der Verfassung und § 2 
Abs. 2 des Gesetzes vom 8. 12. 1949 über die Er­
richtung des Obersten Gerichtshofes werden alle 
Richter des Obersten Gerichts der Deutschen De­
mokratischen Republik auf Vorschlag der Regie­
rung durch die Volkskammer gewählt. Bisher sind 
von der Volkskammer der Präsident, der Vize­
präsident und drei Oberrichter für das Oberste 
Gericht gewählt.

Beim Obersten Gericht sind nach § 3 des Gesetzes 
vom 8. 12. 1949 Senate zu bilden, die mit einem 
Oberrichter als Vorsitzenden und zwei Richtern zu

besetzen sind. Die Zahl der zu bildenden Senate 
. bestimmt auf Vorschlag des Präsidenten des Ober­

sten Gerichts die Regierung.
Entsprechend dem Vorschläge des Präsidenten 

des Obersten Gerichtes hat die Provisorische Regie­
rung heute beschlossen, daß zunächst vier Senate 
gebildet werden. Zur Besetzung dieser Senate sind 
acht Richter erforderlich. Der Präsident des Ober­
sten Gerichts hat der Provisorischen Regierung 
für diese Richterstellen die nachgenannten acht 
Personen benannt, bei denen es sich nach seinem 
Urteil um fachlich gut qualifizierte, leistungsfähige 
und fortschrittliche Kräfte handelt. Die Provi­
sorische Regierung hat heute beschlossen, diese 
acht Personen 

— deren Namen ich nachher im Laufe der Tagesordnung 
verlesen werde —

der Provisorischen Volkskammer zur Wahl als 
Richter des Obersten Gerichts vorzuschlagen. Ich 
gestatte mir, Ihnen diesen Vorschlag hiermit zu 
übermitteln, mit der Bitte, die Wahl noch auf die 
Tagesordnung der heutigen Sitzung der Proviso­
rischen Volkskammer zu setzen. Ich darf darauf 
hinweisen, daß der Präsident des Obersten Gerichts 
gebeten hat, die Richter sobald als möglich zu be­
rufen, damit das Oberste Gericht sich konstituieren 
und seine Arbeit aufnehmen kann.

Ich glaube, daß die Gründe, die die Regierung in 
diesem Schreiben dargelegt hat, auch für die Volks­
kammer zwingend sind und daß wir dem Wunsche der 
Provisorischen Regierung zu entsprechen haben, die 
Wahl weiterer Richter des Obersten Gerichtshofes 
noch heute vorzunehmen. Ich schlage Ihnen demgemäß 
vor, diese Wahl weiterer Richter des Obersten Gerichts­
hofes der Deutschen Demokratischen Republik gemäß 
Artikel 131 Abs. 1 der Verfassung als zweiten Punkt 
in die heutige Tagesordnung einzugliedern.

Die Tagesordnung würde demnach, wenn sich Ein­
wendungen dagegen nicht erheben, wie folgt aussehen:

Der erste Punkt, wie er in der Ihnen vorliegenden 
Tagesordnung vorgeschlagen ist.

Als zweiter Punkt der eben behandelte Vorschlag 
der Wahl weiterer Richter des Obersten Gerichtshofes 
der Deutschen Demokratischen Republik gemäß Ar­
tikel 131 Abs. 1 der Verfassung.

Als dritter Punkt der Antrag der Fraktion der Christ­
lich-Demokratischen Union, Drucksache Nr. 49, mit 
dem Wunsche, diesen Antrag zum Dringlichkeitsantrag 
zu erklären. Bevor wir hierüber beschließen, frage ich, 
ob sich Stimmen gegen die Erklärung dieses Antrages 
zum Dringlichkeitsantrag erheben. — Das ist nicht der 
Fall. Ich stelle fest, daß das Haus damit beschlossen 
hat, diesen Antrag als Dringlichkeitsantrag zu be­
handeln und damit auf die heutige Tagesordnung zu 
setzen.

Dann würden als vierter und fünfter Punkt be­
handelt werden die bisherigen Punkte 2 und 3 der 
Tagesordnung: Gesetz über den Haushaltsplan 1950, 
Drucksache Nr. 37, in Verbindung mit: Gesetz über die 
Abgaben der Republik und der übrigen Gebietskörper­
schaften sowie über die Errichtung einer Abgaben­
verwaltung der Republik und von Abgabenverwal­
tungen der Länder (Abgabengesetz), Drucksache Nr. 38.

Ich bitte Sie, die Tagesordnung in dieser Form zu 
genehmigen. Erhebt sich dagegen Widerspruch? — Das 
ist nicht der Fall. Ich stelle fest, daß die Tagesordnung 
damit genehmigt ist.

Wir kommen zum ersten Punkt der Tagesordnung:
3. Verzeichnis der beim Sekretariat der Proviso­
rischen Volkskammer eingegangenen Eingaben, Be­
schwerden und Gesuche gemäß § 34 Abs. 3 der Ge­
schäftsordnung (Drucksache Nr. 33).
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